für die „5 ; 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Gr. 6150.) Geſetz wegen Aufhebung des Preußiſchen Landrechts vom Jahre 1721. und 
der Inſtruktion fuͤr die Weſtpreußiſche Regierung vom 21. September 1773. 
Bes in den jetzt zu der Provinz Pommern gehörenden vormals Weſtpreußiſchen 
* Landestheilen. Vom 4. Auguſt 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen m: 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Haͤuſer des Landtages Unſerer Monarchie, e 
zur Herſtellung eines den gegenwaͤrtigen Beduͤrfniſſen entſprechenden Rechts⸗ 
zuſtandes für diejenigen Landestheile der Provinz Pommern, in welchen das 
Landrecht von 1721. bisher noch Guͤltigkeit hatte, was folgt: 


Artikel J. N 5 
In folgenden zur Provinz Pommern gehoͤrigen Landestheilen: 1 . 
1) den Kreiſen Lauenburg und Buͤtow, 
2) den in den Kreiſen Belgard, Dramburg und Neuſtettin belegenen Ort⸗ 
i ſchaften, welche früher zu Weſtpreußen gehört haben, as 
werden | Be Aa 
| a) das Preußiſche Landrecht von 1721, ꝶ U „ 
b) bie Inſtruktion für die Weſtpreußiſche Regierung vom 21. Sep 
tember 1773., N Sn 
ſoweit ſolche noch in Kraft find, mit dem 1. Oktober 1865, aufgehoben. 


Artikel II. 


. f An die Stelle der aufgehobenen Rechte (Artikel I.) treten die Vorſchriften 
Anſeres Allgemeinen Landrechts nebſt den daſſelbe erläuternden, ergänzenden 
und abaͤndernden Beſtimmungen. 5 

unter den Eheleuten, welche ſich nach dem 30. September 1865. ver⸗ 
sn haben, tritt die allgemeine Guͤtergemeinſchaft des Allgemeinen Land⸗ 
rechts ein. 
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Ausgegeben zu Berlin den 25. Auguſt 1865. 


u 


— 


I 


; ns 
Artikel IM. 
J. Der im Artikel I. angeordneten Aufhebung ungeachtet, bleiben die fol 


genden Beſtimmungen des bisherigen Provinzialrechts in nachſtehender 


Faſſung in Kraft: 


1) Hat Jemand ohne Bewilligung des Eigenthuͤmers auf fremdem 
Grunde Schaͤtze geſucht und gefunden, ſo faͤllt die ihm ſonſt als 


Belohnung gebührende Hälfte nicht dem Fiskus, ſondern dem 


Eigenthuͤmer des Landes zu. 
2) Inſeln in öffentlichen Fluͤſſen find kein Vorbehalt des Staats. 
3) In den im Artikel I. Nr. 1. benannten Landestheilen koͤnnen 


durch Vertrag die Zinſen auf ſechs vom Hundert beſtimmt werden. 
4) Der Fiſchfang in Öffentlichen Gewäffern iſt kein Vorbehalt des 


Staats. 


5) Der Bernſtein, ſoweit er in der Oſtſee gefiſcht oder am Strande 
G gefunden wird, iſt ein vorbehaltenes Eigenthum des 
taats. N 


6) Innerhalb des Landes iſt dagegen jeder Grundeigenthüͤmer berech⸗ 


tigt, auf ſeinem Grunde Bernſtein zu ſuchen und zu graben. 
7 Wer, ohne zum Bernſteinſammeln befugt zu ſein, ſolchen zufaͤllig 


auffifcht, findet oder graͤbt, hat alle Rechte und Pflichten des 


Finders. (Allgemeines Landrecht Theil I. Titel 9. SS. 17. bi 
22, und HH. 43. bis 73.) f 


maaßgebend. 
Artikel IV. 


Die in den HH. VIII. IX. und X. des Publikationspatents zum Allge: 
meinen Landrechte vom 5. Februar 1794. aufgeſtellten Grundſaͤtze finden auch 
auf das bisherige Provinzialrecht Anwendung. : 


Artikel V. 


Das Verhaͤltniß der Eheleute, welche ſich vor dem 1. Oktober 1865, 


verheirathet haben, ſoll in Anſehung der Rechte und Pflichten unter Lebendigen, 
ſowie der Grundfäge über die Vermoͤgensauseinanderſetzung bei Trennung 


der Ehe durch richterliches Erkenntniß nach den Geſetzen, welchen die Eheleute 
Bei 


zur Zeit der geſchloſſenen Ehe unterworfen waren, beſtimmt werden. 


II. Die im H. 210. des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. für 
* den Geltungsbereich des Provinzialrechts fuͤr Weſtpreußen getroffenen 
AN Beſtimmungen find auch für die im Artikel I. benannten Landestheile 


2 


—— 


Bei der Erbfolge hingegen, ſofern dieſelbe nicht auf Vertraͤgen oder 
letztwilligen Verordnungen beruht, foll der überlebende Ehegatte die Wahl 
haben, ob er nach den zur Zeit der geſchloſſenen Ehe geltend geweſenen Ge⸗ 

ſetzen oder nach den Vorſchriften des Allgemeinen Landrechts erben wolle. 


* 


Artikel VI. 


’ Die Verjährung ſoll in denjenigen Fällen, in denen fie vor dem 1. Ok⸗ 
tober 1865. vollendet iſt, nach den bisherigen Rechten beurtheilt werden, wenn 
auch die daraus entſtehenden Befugniſſe oder Einwendungen erſt ſpaͤterhin 
geltend gemacht werden. 
N In folchen Fallen aber, in welchen die bisherige gefeßmaßige Friſt zur 
Verjaͤhrung mit dem 1. Oktober 1865. noch nicht abgelaufen iſt, ſollen, ſoweit 
es nicht auf die Zulaͤſſigkeit des Anfangs der Verjaͤhrung oder auf eine vor 
dem gedachten Zeitpunkte ſtattgefundene Unterbrechung ankommt, die allge⸗ 
meinen Landesgeſetze zur Anwendung gebracht werden. 5 
Bi Sollte jedoch zur Vollendung einer vor dem 1. Oktober 1865. ange⸗ 
fangenen Verjährung in den allgemeinen Landesgeſetzen eine kuͤrzere Friſt, als 
in den bisherigen Provinzialgeſetzen vorgeſchrieben fein, ſo kann derjenige, 
welcher in einer ſolchen kuͤrzeren Berjaͤhrung ſich gründen will, die Friſt nur 
vom 1. Oktober 1865. an berechnen. 


Artikel VII. 


Die im Artikel VII. des Publikationspatents zum Allgemeinen Landrechte 
vom 5. Februar 1794. angeordnete Suspenſion einzelner in den drei erſten 
Titeln des zweiten Theils des Allgemeinen Landrechts enthaltenen Beſtimmungen 
hört, ſoweit fie noch beſtanden hat, mit dem 1. Oktober 1865. auf. . 
i Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 

drucktem Königlichen Inſiegel. N 


Gegeben Gaſtein, den 4. Auguft 1865. 
d. Ss) Wilhelm. 


v. Bismarck-Schoͤnhauſen. v. Bo delſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. o. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. & 
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(Nr. 6151.) Privilegium wegen Ausgabe von 900,000 Thalern in vier ein halbprozentigen 
Prioritaͤts⸗Obligationen der Berlin- Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft, Behufs 
des Baues einer Eiſenbahn von Paſewalk uͤber Straßburg bis zur 
Preußiſch⸗Mecklenburgiſchen Landesgrenze. Vom 18. Juli 1865. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ve. | 


Nachdem von Seiten der Berlin - Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft auf 
Grund des von der Generalverſammlung am 15. Mai 1865. gefaßten Beſchluſſes 
uͤber die Erbauung und den kuͤnftigen Betrieb einer Eiſenbahn von Paſewalk 
über Straßburg bis zur Preußiſch-Mecklenburgiſchen Landesgrenze angetragen 
worden ift, ihr zu dieſem Zwecke die Aufnahme einer Anleihe von neun mal 
hundert tauſend Thalern gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und 
mit Zinsſcheinen verſehener Prioritaͤts⸗Obligationen zu geſtatten, und Wir zur 
Ausfuͤhrung dieſer Bahn unter dem 25. Mai d. J. Unſere landesherrliche 
Genehmigung ertheilt haben, wollen Wir in Beruͤckſichtigung der Gemeinnützigkeit 
dieſes Unternehmens und in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 
1833. durch gegenwaͤrtiges Privilegium die Emiſſion gedachter Prioritaͤts⸗ 
Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen genehmigen. | 


§. 1. 


Die Privritäts - Obligationen, welche auf der Ruͤckſeite einen Abdruck 
dieſes Privilegiums enthalten, von drei Mitgliedern des Direktoriums unter⸗ 
zeichnet, von dem Rendanten der Geſellſchaft gegengezeichnet und mit dem 

Stempel der Geſellſchaft verſehen werden muͤſſen, werden jede zu zweihundert 
Thalern in fortlaufenden Nummern von 1. bis 4500. unter der Bezeichnung: 
„Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation V. Emiſſion“, nach dem anliegenden 
Schema I. ſtempelfrei ausgefertigt. 8 

2 Jeder Obligation werden Zinskupons auf zehn Jahre und ein Talon⸗ 
ſchein zur Erhebung fernerer Kupons nach dem anliegenden Schema II. bei⸗ 
gegeben. Dieſelben werden von dem Direktorium nicht unterzeichnet, ſondern 
erhalten nur den Stempel der Geſellſchaft und die Unterſchrift des Kontroleurs. 


Dieſe Kupons, ſowie der Talonſchein werden alle zehn Jahre zufolge 5 


befonderer Bekanntmachung erneuert. 

Die Ausreichung der neuen Serie erfolgt an den Praͤſentanten des 
Talonſcheines, ſofern nicht dagegen von dem Inhaber der Obligation bei dem 
Direktorium der gedachten Geſellſchaft ſchriftlich Widerſpruch erhoben worden 
it Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den 
Inhader der Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem Talonſchein ber 
ſonders vermerkt. i 


§. 2. 


verzinſet und die Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen, am 1. April und 1. 9 
be 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier einhalb Prozent jährlich | 


2 
5 
b 
** 
0 
10 
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ber jeden Jahres, in Stettin und in Berlin berichtigt. Zinſen von Prioritaͤts⸗ 
Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren von dem in dem betreffen⸗ 
den Kupon bezeichneten Zahlungstage an nicht geſchehen iſt, verfallen der 


Geſellſchaft. 
8 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen find auf Höhe der darin ver⸗ 
ſchriebenen Kapitalbetraͤge und der dafür nach H. 2. zu zahlenden Zinfen Glaͤu⸗ 
biger der Berlin-Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. Sie haben in dieſer Eigen⸗ 
ſchaft in Anſehung der Bahn von Paſewalk uͤber Straßburg zur Landesgrenze 
und deren Betriebsmittel ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Inhabern der 
Stammaktien und der auf Grund der Allerhoͤchſten Privilegien vom 25. Juni 
1848. (Geſetz-Samml. für 1848. S. 194.), vom 18. Auguſt 1856. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1856. S. 756.), vom 6. September 1858. (Geſetz-Samml. für 
1858. S. 530.) und vom 21. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. für 1861. 
S. 433.) emittirten aͤlteren Prioritaͤts-Obligationen der Berlin⸗Stettiner Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaft. Auch in Anſehung des ubrigen Geſellſchaftsvermoͤgens haben 
ſie ein Vorzugsrecht vor den Inhabern der Stammaktien. Den Inhabern der 
auf Grund der Allerhoͤchſten Privilegien vom 25. Juni 1848., vom 18. Auguſt 
1856., vom 6. September 1858. und vom 21. Juni 1861. emittirten Prioritäts⸗ 
Obligationen verbleibt dagegen in Anſehung des eben gedachten uͤbrigen Geſell⸗ 
ſchaftsvermoͤgens das denſelben verſchriebene Vorzugsrecht. 


H. 4. f 


Zur allmaligen Tilgung der Schuld wird jaͤhrlich, vom Jahre 1869. an, 
ein halbes Prozent von dem Kapitalbetrage der emittirten Prioritaͤts⸗Obligationen, 
nebſt den erſparten Zinſen von den amortiſirten Obligationen verwendet. 
Der Geſellſchaft bleibt jedoch vorbehalten, mit Genehmigung Unſeres Handels⸗ 
Miniſters nicht nur den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken, ſondern auch die ſaͤmmt⸗ 
1 noch nicht getilgten Obligationen zur Ruͤckzahlung mit einem Male zu 

ndigen. i 

Die Beſtimmung der jaͤhrlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge⸗ 
ſchieht durch Auslooſung Seitens des Direktoriums mit Zuziehung eines das 
Protokoll fuͤhrenden Notars in einem vierzehn Tage zuvor einmal oͤffentlich 
bekannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Prioritaͤts⸗Obligationen, 
ſowie eine etwaige allgemeine Kuͤndigung erfolgt durch dreimalige Einruͤckung 
in die öffentlichen Blätter; die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei Monate 
vor dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. i 

Die Einlöfung der ausgelooſten Obligationen geſchieht am 1. Oktober 
des betreffenden Jahres. Die Einlöfung der gekuͤndigten Obligationen kann 
ſowohl am 1. April als am 1. Oktober jeden Jahres ſtattfinden. 

Die Ruͤckzahlung erfolgt in beiden Faͤllen nach dem Nennwerthe gegen 
Auslieferung der Obligationen an deren Prafentanten zu Berlin oder Stettin, 
nach der Wahl des Berechtigten. 0 

(Nr, 6151.) Die 


— 878 — ; 
Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem ſie 
zur Ruͤckzahlung faͤllig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo muͤſſen 
zunächſt die ausgereichten Zinskupons, welche fpäter als an jenem Tage ver⸗ 
fallen, mit der fälligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, ſo 8 
wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur 
Einlöfung dieſer Kupons verwendet. b a 

Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingelöften Obligationen werden 
unter Beobachtung der oben wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form ver⸗ 
brannt; diejenigen, welche im Wege der Kuͤndigung oder der Ruͤckforderung 
(efr. H. 7.) eingelöft werden, kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. 

Ueber die Ausfuͤhrung der Tilgung wird dem für das Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmen beſtellten Kommiſſarius jaͤhrlich Nachweis gefuͤhrt. f 


. 5. 


l Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt werden, 
ſo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen 
erlaſſen. Fuͤr dergeſtalt amortiſirte, ſowie auch fuͤr zerriffene oder ſonſt unbrauch⸗ 
bar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gaͤnzlich zu kaſſirende 
Obligationen werden neue dergleichen angefertigt. 

Angeblich verlorene oder vernichtete Zinskupons duͤrfen nicht amortiſirt 


werden. 


F. 6. 


Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung fälligen, nicht zur Einloͤſung vor⸗ 
gezeigten Obligationen werden waͤhrend zehn Jahren nach dem Zahlungstermine 
jahrlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft Behufs der Empfang⸗ 

nahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche nicht inner⸗ 
halb eines Jahres nach dem letzten öffentlichen Aufrufe zur Einlöfung vorge 
zeigt werden, find werthlos, welches von dem Direktorium unter Angabe der 
werthlos gewordenen Nummern alsdann öffentlich zu erklaren iſt. Die Ge 
ſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr, doch kann 
fie deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermittelſt eines Beſchluſſes der 
Generalverſammlung aus Billigkeitsruͤckſichten gewähren. 


. - H. 755 
Außer den im H. 4. gedachten Faͤllen ſind die Inhaber der Obligationen 
berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Fällen von der Geſellſchaft in Stettin 
zuruͤckzufordern: 
a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehoͤrig zur Einloͤſung praͤ⸗ 
ſentirt worden, laͤnger als drei Monate unberichtigt bleiben; 
b) wenn der Transportbetrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
anderen dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate auf- 


hoͤrt; i — 
; c) wenn 


e , e , | 

26) 1 die H. 4. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht inne gehalten 
wird. d ; 

In den Faͤllen zu a. und b. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 

einer dieſer Faͤlle eintritt, zuruͤckgefordert werden; in dem Falle zu c. iſt da⸗ 

gegen eine dreimonatliche Kundigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht zur Zuruͤckforderung dauert in dem Falle zu a. bis zur 
Zahlung des betreffenden Zinskupons, in dem Falle zu b. bis zur Wieder⸗ 
herſtellung des unterbrochenen Transportbetriebes, das Recht der Kuͤndigung 
in dem Falle zu c. drei Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung 
der Obligationen haͤtte erfolgen ſollen. N 

Bei Geltendmachung des vorſtehenden Ruͤckforderungsrechts ſind die In⸗ 
haber der Prioritaͤts⸗Obligationen ſich an das geſammte bewegliche und unbe⸗ 
wegliche Vermoͤgen der Geſellſchaft zu halten befugt. 


F. 8. 


ö So lange nicht die gegenwaͤrtig kreirten Prioritaͤts⸗Obligationen einge⸗ 
loſt find, oder der Einloͤſungsbetrag gerichtlich deponirt iſt, darf die Geſellſchaft 

keines ihrer Grundſtuͤcke, welches zum Bahnkoͤrper oder zu den Bahnhoͤfen 
gehört, veraͤußern, auch eine weitere Aktien⸗Emittirung oder ein Anleihe⸗Ge⸗ 
ſchaͤft nur dann unternehmen, wenn den gegenwaͤrtig kreirten, ſowie den fruͤher 
emittirten Prioritaͤts⸗Obligationen für Kapital und Zinſen das Vorrecht vor 
den ferner auszugebenden Aktien oder aufzunehmenden Anleihen vorbehalten und 


0 geſichert iſt. 
| H. 9. 


f Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachungen 
muͤſſen in den Preußiſchen Staats- Anzeiger zu Berlin, in die Neue Stettiner 
Zeitung und in die Oſtſee⸗Zeitung zu Stettin eingeruͤckt werden. Sollte eines 
dieſer Blätter eingehen, fo genügt die Bekanntmachung in den beiden anderen 
bis zur anderweitigen, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſters zu treffen⸗ 
den Beſtimmung; ſie muß aber unter ollen Umſtaͤnden jederzeit in einer der zu 
Berlin erſcheinenden Zeitungen erfolgen. 

Zu Urkunde Dieſes haben Wir das gegenwärtige Prioilegium, welches 
durch die Geſetz-Sammlung bekannt zu machen iſt, Allerhoͤchſteigenhaͤndig voll⸗ 
zogen und unter Unſerem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch 
dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staates zu geben oder Rechten Dritter zu 
praͤjudiziren. 

Carlsbad, den 18. Juli 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


Nr. 6151.) I. Ber⸗ 


Berlin- Stettiner Eiſenbahn⸗ -Obtigation, 
2 Simfte Emiſſion, 
8 über 200 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation hat an die Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft 
Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant 


zu fordern, als Antheil an dem durch das umſtehend beigefuͤgte Allerhoͤchſdne 

Privilegium autoriſirten Darlehne. 9 
Die Zinſen mit vier einhalb e für das Jahr find gegen Ruͤck⸗ 

gabe der Zinsſcheine halbjaͤhrlich am 1. April und 1. Oktober bei unſerer 555 N 

ſellſchaftskaſſe zu erheben. 

Stettin, denn 18. 


Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Drei Unterſchriften.) 
(Trockener Stempel.) 


Eingetragen e Gegengezeichnet 
Obligationsbuch Fol. ..... Der Hauptkaſſen⸗Rendant. 
3 N. 


II. 
(Zwanzig Zinsſcheine und ein Talonſchein.) 
4 Nithlr. 45 Sgr. 5 4 Rthlr. 15 Sgr. 
Zinsſchein Serie I. 
3 zur 


Berlin⸗ Stettiner Eisenbahn. Obligation, V. Emiſſion, 
. über 200 Thaler. 


Vier Thaler funfzehn Silbergroſchen hat Inhaber dieſes 
nn ER 2 bei unſerer 1 zu 1 
Steitin, denn 


Direktorium der Berlin» Stettiner VV 
(Trockener Stempel.) i 
Ausgefertigt. 
(Unterſchrift des Konsroluns) 


Dieſer Zinsſchein verfällt nach vier Jahren laut F. 2. 


des Privilegiums. 


P a 7 er ch Dee 


e 172 


— 


Talonſchein 
zur 


Berlin⸗Stettiner Eiſenbahn⸗Obligation, V. Emiſſion, 
„ über 200 Thaler. 


Gegen Ruͤckgabe dieſes Talonſcheines iſt die . Serie der Zinsſcheine 
nach beſonders dazu erlaſſener Aufforderung bei unſerer Geſellſchaftskaſſe ent⸗ 
gegenzunehmen, ſofern nicht von dem Inhaber der Obligation gegen dieſe Aus⸗ 
reichung bei dem unterzeichneten Direktorium ſchriftlich Widerſpruch erhoben 
worden iſt. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an 
den Inhaber der Obligation. a 


Stettin, den 18. 


Direktorium der Berlin⸗Stettiner Eiſenbahngeſellſchaft. 
(Trockener Stempel.) 


Ausgefertigt. 
(Unterſchrift des Kontroleurs.) 


(Nr. 6152.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der Stadt 
Trier im Betrage von 50,000 Thalern. Vom 18. Juli 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ı. 


ertheilen, nachdem die Stadtverordneten⸗Verſammlung zu Trier darauf ange⸗ 
tragen hat, zum Zwecke der Regulirung der ſtaͤdtiſchen Schuldverhaͤltniſſe und 
zur Beſtreitung der Koſten mehrerer gemeinnütziger Unternehmungen ihr zur 
Aufnahme eines Darlehns von 50,000 Thalern — in Worten: fuͤnfzig Tau⸗ 
ſend Thalern — gegen Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zins⸗ 
Kupons verſehener Obligationen Unſere landesherrliche Genehmigung zu ertheilen, 
und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde Trier ſowohl als der 
Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des §. 2. 
des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, welche eine 
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Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤrtiges Pri⸗ 
vilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Ausgabe der gedachten Obli⸗ 
gationen unter nachſtehenden Bedingungen. 5 


GA, 
Es werden ausgegeben: 
400 Stuͤck Obligationen, jede zu 100 Rthlr. ...... 40,000 Thaler, 
200 Stuͤck Obligationen, jede zu 50 Rthlr. ....... 10,000 = 


in Summa = 50,000 Thaler. 


Die Obligationen werden mit vier und einhalb vom Hundert jaͤhrlich 
verzinſt und die Zinſen jedes Jahr am 1. Juli von der Stadikaſſe zu Trier 
gegen Ruͤckgabe der ausgefertigten Zinskupons gezahlt. Zur Tilgung der 
Schuld wird jaͤhrlich Ein Prozent von dem Kapitalbetrage der ausgegebenen 
Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obligationen verwandt, ſo daß 
in neun und dreißig Jahren die ſaͤmmtlichen Obligationen eingelöft fein werden. 

Der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds zu ver⸗ 
ſtaͤrken und dadurch die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern 
der Obligationen ſteht kein Kuͤndigungsrecht gegen die Stadtgemeinde zu. 


N 
Zur Leitung der die Ausſtellung, Verzinſung und Tilgung der gus⸗ 
zugebenden Obligationen betreffenden Geſchaͤfte wird eine Kommiſſion gebildet, 
beſtehend aus dem Buͤrgermeiſter und zwei von der Stadtverordneten⸗Verſammlung 
zu waͤhlenden Einwohnern von Trier. 85 


$. 3. 


Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern, und zwar die 
Obligationen zu 50 Thaler von 1. bis einſchließlich 200. jene zu 100 Thaler 
von 201. bis einſchließlich 600. nach dem angehaͤngten Schema ausgeſtellt, von 

5 der Kommiſſion (§. 2.) unterzeichnet und von dem Stadtrentmeiſter und dem 
mit der Kontrole beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten kontraſignirt. 5 


Denſelben iſt der Abdruck dieſes Privilegiums beizufuͤgen. 


H. 4. > 


Den Obligationen werden für die naͤchſten fünf Jahre Zinskupons und 
Talons nach dem angehaͤngten Schema beigegeben. Mit Ablauf dieſer und 
. jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode werden, nach vorheriger oͤffentlicher Be⸗ 
8 kanntmachung, neue Zinskupons und Talons durch die Stadtkaſſe an die Vor⸗ 
. zeiger der Talons oder, wenn dieſe abhanden gekommen ſein ſollten, dem recht⸗ 
zeitigen Vorzeiger der Obligationen ausgereicht und, daß dies geſchehen, auf 
den Obligationen vermerkt. ö 2 115 


* 


Die Kupons werden von dem Bürgermeiſter, dem Stadtrentmeiſter und 


dem mit der Kontrole beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten unterſchrieben. 
Die Talons werden mit dem Fakſimile der Kommittirten der Stadtverordneten 


verſehen und von dem Buͤrgermeiſter unterſchrieben. 


8. 5. 


Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die Stadtkaſſe gezahlt. Auch werden die 


2 fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an dieſe Kaffe, namentlich bei Ent- 


F !!! «— QX. ˙ En 


Ne 


A 
» 
2 
ji 
K 
u 
B 


33 


e 


richtung der KRommunalſteuern und ſtaͤdtiſchen Pachtgelder, in Zahlung angenommen. 


H. 6. 8 
Die Zinskupons werden ungültig und werthlos, wenn fie nicht binnen 
fuͤnf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die dafür 
ausgeſetzten Fonds follen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Behörden zu milden 
Stiftungen verwendet werden. 
SER. 


Die nach der Beſtimmung unter F. 1. einzulöfenden Obligationen werden 
jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. Auch behaͤlt ſich die Stadt das Recht vor, 


ſaͤmmtliche noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kuͤndigen. 


Die ausgelooſten, ſowie die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden 
unter Bezeichnung ihrer Nummern und Beträge drei Monate vor dem Zahlungs⸗ 


tage öffentlich bekannt gemacht. i a 


H. 8. 


Die Verlooſung geſchieht durch die im H. 2. bezeichnete Kommiſſion in 
einem vierzehn Tage vorher durch die Trierer Lokalblaͤtter zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum der Zutritt ge⸗ 
ſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von dem Buͤrgermeiſter und den 
übrigen Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes Protokoll aufgenommen. 


H. 9. 5 


Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerthe durch die Stadtkaſſe an den Vor⸗ 
zeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. d 
5 Mit dieſem Tage hoͤrt die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 
Mit letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine faͤlligen 
Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag der fehlenden 
Zinskupons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung dieſer Kupons 


verwendet. f 


§. 10. 
Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einloͤſung vorgezeigten Obli⸗ 
(Nr. 6152) 8 E gationen 
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gationen find in der nach der Beſtimmung unter H. 7. jährlich zu erlaſſenden Bekannt 
machung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die Obligationen, dieſer 
wiederholten Bekanntmachung ungeachtet, nicht binnen dreißig Jahren nach dem 


Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, auch nicht, der Beſtimmung unter 1 


$. 13. gemäß, als verloren oder vernichtet angemeldet, ſo ſollen nach deren 
Ablauf die Obligationen als getilgt angeſehen und die Kapitalbeträge derſelben 
zu milden Stiftungen verwendet werden. 


H. 11. 


Fuͤr die Verzinſung und Tilgung der Schulden haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſaͤmmtlichen Einkünften und kann, 
wenn die Zinſen oder die ausgelooſten Obligationen nicht zur rechten Zeit ge⸗ 
zahlt werden, die Zahlung von den Glaͤubigern gerichtlich verfolgt werden. 


F. 12. 


Die in den Hf. 4. 7. und 10. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen er⸗ 
folgen durch die Trierer Lokalblaͤtter, das Amtsblatt oder den öffentlichen An⸗ 
zeiger der Regierung zu Trier und eine in Coͤln erſcheinende Zeitung. 


H. 13. 


In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins⸗ 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Bezug 
habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819, wegen des Auf⸗ 


gebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staatspapiere 1 


Hö. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen Anwendung: 


a) die im $. 1. jener Verordnung vorgeſchriebene Anzeige muß der im 4 


H. 2. dieſes Privilegii genannten Kommiſſion gemacht werden. 

Dieſer werden alle diejenigen Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, 
welche nach der angeführten Verordnung dem Schatzminiſterium zu: 
kommen; gegen die Verfuͤgungen der Kommiſſion findet jedoch der 
Rekurs an die Regierung zu Trier ſtatt; 

b) das im $. 5. der Verordnung gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Land⸗ 
gerichte in Trier; 5 

c) die in den HH. 6. 9. und 12. derſelben vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die im H. 12. gegenwaͤrtigen Statuts genannten Blaͤtter 
geſchehen; 2 

d) an die Stelle der im §. 7. der Verordnung erwaͤhnten ſechs Zinszahlungs⸗ 


termine follen vier, und an die Stelle des im §. 8. erwähnten achten 4 


Zahlungstermines foll der fünfte treten. . a 


Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 
gegenwärtige, durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen Kenntniß zu ee 
E 2 lan⸗ 
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landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vo 
Königlichen Inſiegel ausfertigen laffen, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten 
des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 


Gegeben Carlsbad, den 18. Juli 1865. 


(I. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


zogen und unter Unſerem N 


| nn Obligation 


der Stadt Trier 
. . | 
(Trockener Stempel) 
über 
I Thaler Preußiſch Kurant. 

Die Endesunterzeichneten, durch das Allerhoͤchſte Privilegium vom . 
sage hierzu ausdruͤcklich ermächtigt, beurkunden und bekennen hiermit, ji 
daß der Inhaber dieſer Obligation die Summe von Thaler Kurant, 2 
deren Empfang ſie beſcheinigen, an die Stadt Trier zu fordern hat. 

Die auf vier ein halb Prozent jährlich feſtgeſetzten Zinſen ſind am... 


jeden Jahres faͤllig, werden aber nur gegen Ruͤckgabe der ausgegebenen Zins⸗ 
Kupons gezahlt. 5 

Die näheren Bedingungen find in dem umſtehend abgedruckten Privilegium 
enthalten. 5 


Trier, N 18. 
Die ſtädtiſche Kommiſſion. 


Der Buͤrgermeiſter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 


Eingetragen Kontrolbuch Fol. ..... 9 (Hierzu find ..... Kupons ausgereicht.) 


Der ſtaͤdtiſche Sekretariatsbeamte. Der Stadtrentmeiſter. 


Gr. 6152) Erſter) 1 


A | Diefer Kupon wird nach dem 
5 Fr Allerhoͤchſten Privilegium vom 
Obligation der Stadt Trier 3 ungültig und 
BEN werthlos, wenn deſſen Geldbetrag 
S nicht bis zum .. en 
0 erhoben iſt. 


(erſter) Kupon 


ä uͤber 
„Shale Fur ant 


Inhaber dieſes empfängt One = die Zinſen der oben⸗ 
genannten Obligation der Stadt Trier fuͤr die Zeit vom 5 
bis dahin 18. der Stadtkaſſe hierſelbſt mit ..... 

. . ... Silbergroſchen Kurant. N N 
Trier denn 18 


Die ſtädtiſche Kommiſſion. f 


Der Burgermeiſter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 


Eingetragen Fol. ..... der Kontrole. 


Der ſtaͤdtiſche Sekretariatsbeamte. Der Stadtrentmeiſter. 


Talon. s 1 


Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der Obligation 
der Stadt Trier Me über ..... Thaler Kurant die te Serie Zins 
Kupons für die Jahre 18.. bis 18.. bei der Stadtkaſſe zu Trier. 


i ee ter 18 


Die ſtadtiſche Kommiſſion. 

Der Buͤrgermeiſter. Die Kommittirten der Stadtverordneten. 
(Fakſimile.) 

| (Die Aushändigung der Kupons bleibt bis zum Nachweiſe der Empfangs 

berechtigung ausgeſetzt, wenn der Inhaber der Obligation den Talon als verlore 


gegangen anzeigt und rechtzeitig gegen die Aushaͤndigung der Kupons an der 
Praͤſentanten des Talons bei der ſtaͤdtiſchen Kommiſſion proteſtirt.) 5 


+ 
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153 Bekanntmachung, betreffend die Alterhöchfte Genehmigung, der von dem „Apler⸗ 
becker Aktienverein fuͤr Bergbau“ zu Dortmund wegen Abaͤnderung des 
1 2 Geſellſchaftsſtatuts gefaßten Beſchluͤſſe. Vom 12. Auguſt 1865. 


e Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 4. Auguſt 
1865. die von der Generalverſammlung des „Aplerbecker Aktienvereins fuͤr 
Bergbau“ zu Dortmund gefaßten, in der notariellen Verhandlung vom 26. 
April d. J. unter Nummer 7. enthaltenen Befchlüffe wegen Abänderung des 
Formulars der Dividendenſcheine, ſowie des H. 33. des unter dem 10. Augu 
1857. beſtaͤtigten Geſellſchaftsſtatuts zu genehmigen geruht. =: 

© Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt den genehmigten Statutänderungen wird 
11 das Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Arnsberg bekannt gemacht 
werden. 


Berlin, den 12. Auguſt 1865. 
Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Im Auftrage: 


Delbruͤck. 


f (Nr. 6154.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma: 
5 „Preußiſche Lebensverſicherungs-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu 
Berlin errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 13. Auguſt 1865. 


. Königs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 26. Juli 
1865. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: Preußiſche Lebens⸗ 
verſicherungs-Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu Berlin, ſowie deren Statut 
vom 16. Juni 1865. zu genehmigen geruht. ö 
Er Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
des Regierungsbezirks Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 13. Auguſt 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 
Im Auftrage: Im Auftrage: 


Delbruͤck. v. Kluͤtzo w. 


N Gr. 61536155.) (Nr. 6155.) 


(Fr. 6185) Bekanntmachung, betreffend die ler och te Genehmigung der Abänderungen 
5 gh. 4. und 51. des Statuts der „Gladbacher Feuerverſicherungs⸗Aktieng 
ſchaft“ zu Gladbach. Vom 13. Auguſt 1865. 5 


De Könige Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 26. Juli 
1865. die von der „Gladbacher Feuerverſicherungs-Aktiengeſellſchaft“ in der 
außerordentlichen Generalverſammlung vom 31. Januar d. J. beſchloſſene Ab 

änderung des H. 4. ihres Statuts, ſowie die von den drei bevollmaͤchtigten 
Direktoren der Geſellſchaft unterm 23. Mai d. J. zu H. 51. des Statuts vor⸗ 5 
genommene Aenderung zu genehmigen geruht. i E 


Deer Allerhoͤchſte Erlaß nebft dem notariellen Protokolle vom 23. Mal 


1865. wird durch das Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf 
bekannt gemacht werden. == 


Berlin, den 13. Auguſt 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe Der Miniſter 
und öffentliche Arbeiten. des Innern. 


Im Auftrage: f Im Auftrage: 


Dielbruͤck. v. Kluützow. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
- (R. v. Decker). 


